Bilanz zum Sozialforum in Deutschland 

(Beiträge im bundesweiten Newsletter)
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Matthias Jochheim am 7.8.2005:

Bundesweites Sozialforum in Erfurt: Unbefriedigend

Mit dem ebenso optimistischen wie anspruchsvollen Motto „Eine andere Welt ist möglich!“ fand vom 21.-24.7. in Erfurt das erste bundesweite Sozialforum statt, mit dem Anspruch, soziale Bewegungen und ihre Kritik, ihren Widerspruch und ihre Alternativen zum herrschenden, neoliberal entfesselten Kapitalismus zusammenzubringen zu einem produktiven Austausch und einer Stärkung gemeinsamer Handlungsfähigkeit. Aufbauend auf den Erfahrungen der internationalen Sozialforen war die Hoffnung der VorbereiterInnen, dass dieses Ereignis einen kräftigen Impuls für die Arbeit auf den verschiedenen Feldern der gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzung bewirken könnte. Diese Erwartung ist so nicht aufgegangen – nicht von der Zahl her - mit nur rund der Hälfte der erwarteten 5000 TeilnehmerInnen -, aber vor allem auch nicht inhaltlich, wegen des Mangels an substanzieller und auch kontroverser  Debatte entscheidender Fragen, wie sie unabdingbar wäre, wenn es um die zukünftige Entwicklung unserer Gesellschaft und die Möglichkeiten demokratischer Intervention geht. (Zum Beispiel: Brauchen wir einen „Politikwechsel“ oder eine tiefgreifende Veränderung gesellschaftlicher Strukturen? Sind Bewegungen als Mobilisierungsmasse für politische Parteien wichtig, oder können sie eigenständige politische Akteure sein?) 

Der mutige und ermutigende Blick auf notwendige und realisierbare Transformationen der bestehenden destruktiven Verhältnisse kam insgesamt bei diesem Sozialforum zu kurz. So forderte bei der Abschlusskundgebung der DGB-Redner eine „Nachbesserung von Hartz IV“, was dann immerhin ein empörtes Pfeifkonzert der Teilnehmenden hervorrief. Um es mit einem hässlichen Modewort zu sagen: so „heruntergebrochen“ bleibt von der Vision einer „anderen Welt“  zu wenig, um die notwendigen Energien für die dringlichen, nachhaltigen Veränderungen zu mobilisieren. Bezeichnend war da eben auch, dass bei der abschließenden Versammlung Begeisterung nur über das Ergebnis des französischen EU-Referendums zu wecken war, der Enthusiasmus musste importiert werden. 

Trotzdem: über die Vielzahl interessanter, lebendiger Einzelveranstaltungen hinaus, die es dabei natürlich auch gab, kann das Erfurter Ereignis eine nützliche Wirkung entfalten, wenn wir diese Erfahrung gründlich und selbstkritisch reflektieren, und nicht einfach mit einem „weiter so“ das nächste event vorbereiten. Als teilnehmender Beobachter der ca. einjährigen Vorbereitungsphase fallen mir dazu folgende Anmerkungen ein:

· Es gab im Vorfeld eine eklatante Schwäche der politischen Debatte, was denn eigentlich der Sinn und Zweck der Veranstaltung sein soll. Anfängliche Kontroversen mündeten rasch in personalisierten Streit, und das Ausscheiden von Beteiligten. Das Spektrum beteiligter Gruppen im Vorbereitungsprozess erweiterte sich nicht etwa, sondern wurde im Gegenteil zunehmend enger! Die inhaltliche Diskussion trat gegenüber den technisch-organisatorischen Aspekten völlig in den Hintergrund, und diese Arbeit konzentrierte sich zunehmend auf letztlich 3-5 zentrale Personen, deren Einsatz und Können sicher zu bewundern ist – aber: ist dies eine wünschenswerte Struktur für eine basisdemokratische Bewegung? Vielleicht war die Ambition zu groß für den Stand der Entwicklung, manchmal ist weniger mehr. Ohne permanente, offene und lebendige Debatte schon im Vorbereitungsprozess kann auch das Ereignis selber nicht die Forderung von Eduardo Galeano erfüllen, wie sie der uruguaiische Sprecher bei der Eröffnung in Erfurt übermittelt hat: die Sozialforen müssen sein wie das Wasser - transparent und bewegt. Nur dann können sie es leisten, einen öffentlichen Raum, eine eigenständige Öffentlichkeit für die emanzipatorischen Kräfte zu entwickeln. Als nicht transparent empfinde ich es z.B., wenn nun in der (Abschluss-)Erklärung  sozialer Bewegungen der Beschluss auftaucht, 2007 das nächste Sozialforum zu organisieren – dies war bei der Versammlung in Erfurt kein Konsens, sondern wurde späteren Entscheidungen überlassen! Übrigens: auch das Übertreiben von Teilnehmerzahlen widerspricht für mein Empfinden der Klarheitsforderung.
“Eine andere Welt“ wird nur möglich sein, wenn auch wir uns weiterentwickeln, was erst dann möglich ist, wenn wir unsere Defizite und Misserfolge gründlich überdenken. Erst dann kann wirklich ein authentischer Prozess draus werden, und nicht nur der Phrase nach. 

· Eine entscheidende Frage für die weiteren Entwicklungen insgesamt wird sein, welche Formen der politischen Organisierung gegen den neoliberal entfesselten Kapitalismus, - für eine sozial gerechte, demokratische, friedliche, ökologisch zukunftsfähige Gesellschaft - notwendig sind – ob die herkömmlichen und „neuen“ Parteien genügen, oder aber ganz andere Strukturen gebraucht werden, angesichts der Erfahrungen mit SPD-Grünen-PDS. Es geht bei dieser Debatte ja nicht in erster Linie um die moralischen Qualitäten der jeweiligen Abgeordneten, sondern um das gesellschaftliche Funktionsgefüge, innerhalb dem Parlamentsparteien wirken. (Z.B. die Frage des Medieneinflusses auf  die Politik – es kann ja kein Zufall sein, dass sowohl Schröder als auch Lafontaine  die Nähe der BILD-Zeitung suchten und nutzten!) 


Mein Votum: bevor das nächste Großereignis à la SFiD in Planung geht, sollte unter den potenziellen VeranstalterInnen ausführlicher und kontinuierlich über längerfristige politische Konzepte geredet werden, damit beim nächsten bundesweiten Sozialforum statt viel unverbundenem Nebeneinander intensive Kommunikation möglich wird. 

Matthias Jochheim (IPPNW)

Judith Dellheim am 9.8.:

Liebe Leute,

vielen Dank an Matthias Jochheim für den anregenden Beitrag "Unbefriedigend". Nicht "nur", weil er nachdenklich stimmt, sondern aus "persönlichen Gründen". Ich hatte nämlich auch ein "Auftragswerk" . Dies gebe ich Euch hiermit zur Kenntnis, möchte aber unterstreichen, dass "der Auftrag" vorher da war und mein Artikel nicht in erster Linie Polemik mit Matthias sein soll.

Mit solidarischem Gruß und der Hoffnung auf weitere Denkanstöße

Judith Dellheim

Das 1. Sozialforum in Deutschland ist Geschichte, wird uns aber noch lange beschäftigen, nicht nur wegen des Finanzloches. Dies ist primär Ergebnis der Differenz zwischen der erwarteten Zahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern und der realisierten. Vor allem aber ist eine Debatte über die Ergebnisse des Forums vonnöten und über Schlussfolgerungen für die Veranstaltung des zweiten.

Die TeilnehmerInnenzahl von 2500-3000 anstelle der konzipierten 5000 wird nun nicht selten zum Anlass genommen, um von einem Erfurter Reinfall zu sprechen. Wenngleich das Problem zumindest von falschen Vorstellungen der Vorbereitenden und von Mobilisierungsdefiziten zeugt, wage ich die These: Wer einen Misserfolg von Erfurt ausmacht, neigt entschieden dazu, den Zustand der Linken in Deutschland zu rosig zu sehen.

Schließlich ist dieser so, dass erst im Juli 2005 in Deutschland das erste Sozialforum stattfinden konnte und dass es bereits als Erfolg gewertet werden muss, dass Menschen aus so unterschiedlichen Spektren nach Erfurt kamen und miteinander redeten. 

Was den Zustand der Linken angeht, ist eben bezeichnend, dass von manchen die aktive Mitwirkung von Christinnen und Christen am Forum als „befremdlich“ empfunden und beklagt wurde, dass keine Veranstaltung der Antideutschen stattfand.

Wenn ein Freund, der sehr engagiert an der Vorbereitung des Sozialforums beteiligt war, konstatiert, dass auch von den Erwartungen an inhaltlicher Debatte her das Erfurter Event nicht befriedigen konnte, so möchte ich eher von einem Forschritt in Sachen linker politischer Kultur sprechen. (Als Mitveranstalterin des Workshops „Links als kultureller Wert“ war ich überrascht vom Interesse und Diskussionsniveau.)

Erwähnter Freund schätzt keineswegs unbegründet ein, dass es im Vorfeld des Sozialforums eine „eklatante Schwäche der politischen Debatte, was denn eigentlich der Sinn und Zweck der Veranstaltung sein soll“ gegeben habe. Doch werte ich das anders und meine, dass es kein 1. Sozialforum gegeben hätte, hätte in den offenen Vorbereitungsplenen und im ebenfalls offenen Vorbereitungskreis mehr politische Debatte stattgefunden. Schließlich wurde mehrfach erbittert gestritten, ob die Charta von Porto Alegre überhaupt die Grundlage für ein Sozialforum in Deutschland sein solle. Diese sagt recht klar, was Sinn und Zweck der Veranstaltung sein soll: Menschen, die für die Universalität der Menschenrechte eintreten, einen offenen Raum bieten, in dem sie sich über die Analyse der Gesellschaft und Alternativen zum Neoliberalismus austauschen sowie zu gemeinsamen Vorhaben verständigen können.

In Erfurt gab es diesen offenen Raum. Wer ihn nutzen und gestalten wollte, konnte dies. Rund 350 Veranstaltungen fanden statt, verbunden mit vielen Kulturangeboten, nicht zur Garnierung, sondern dazu gehörig. Wer zu einer Veranstaltung einladen wollte, wurde ermutigt, es zu tun. In diesem Sinne war das Event sehr wohl ein Sozialforum von unten. Das wurde auch und insbesondere von den ausländischen Gästen herausgestellt, deren aktive Präsenz unterstrich: Das Sozialforum in Deutschland ordnet sich ein in den internationalen Sozialforumsprozess.

Es kam zustande auf Grund von Impulsen der Welt- und Europäischen Sozialforen. Die Impulse hatten allerdings einen langen Weg nach und durch Deutschland. Es dauerte Jahre bis hier das Interesse an einem Sozialforum überhaupt tragfähig wurde und es zeigten sich zumindest drei Probleme: 1. So selbstverständlich für manche die Teilnahme an internationalen Sozialforen ist, so wenig garantiert sie Engagement für ein Forum in Deutschland. 2. Wer einer geregelten Arbeit nachgeht, konnte bei mancher Vorbereitungskreis-Runde nicht dabei sein. 3. Wer in der Gesellschaft zu den sozial Ausgegrenzten gehört, war weitgehend daran gehindert, sich auf Bundesebene an der Vorbereitung des Forums zu beteiligen. National wie international gibt es eine Arbeitsteilung nach disponibler Zeit und disponiblen Geldmitteln.

Was mich in Erfurt am meisten optimistisch stimmte, waren neben der erlebbaren politischen Kultur vor allem zwei Dinge: Zum einen der Erfahrungsaustausch der lokalen Sozialforen (LSF), zu dem die Initiative für ein Berliner Sozialforum eingeladen hatte, und zum anderen das deutlich artikulierte Interesse an gemeinsamen Aktionen und einem 2. Sozialforum. 

Einzelne Berliner Aktive hatten sich genau so lange um einen 

LSF-Erfahrungsaustausch bemüht wie die Diskussion um ein Sozialforum in Deutschland anhielt – länger als zwei Jahre. Dabei hängt auch und insbesondere von den lokalen Sozialforen das eigentlich Entscheidende ab: Die Entwicklung einer tatsächlich breiten Sozialforumsbewegung, der Schaffung und Gestaltung von offenen Räumen, in denen gesellschaftskritische Demokratinnen und Demokraten vor Ort über gesellschaftliche Verhältnisse und politische Alternativen streiten. 

Soll das 2. Sozialforum in Deutschland mehr Menschen erreichen, die sich an mehr „substanziellen und kontroversen Debatten“ beteiligen und mehr Erfahrungen austauschen, dann müssen mehr Impulse von den lokalen Sozialforen kommen. Schließlich können diese dafür sorgen, dass nicht über die Köpfe der Menschen hinweg geredet wird, dass sozial Ausgegrenzte sich am Sozialforumsprozess und an der Vorbereitung des 2. Sozialforums beteiligen können, dass Bedürfnisse an konkreten thematischen Debatten wirklich von unten aus der Gesellschaft hörbar und wirksam werden können. 

Die lokalen Sozialforen könnten also dafür sorgen, dass die Akteure, die die Planung und den Verlauf bundesweiter Foren bestimmen, mehr und vielfältiger und vor allem „bodenständig“ werden. 

(Das lebhafte Gespräch der „Forums-Menschen“ aus 15 Städten offenbarte eine bemerkenswerte Buntheit an Akteuren, Selbstverständnis, Organisationsform und Arbeitsweise. Ein größerer Austausch wird Anfang 2006 veranstaltet.) 

Die zweite große Chance für einen Akteurswandel bzw. eine Entwicklung von Akteuren, die das 2. Sozialforum in Deutschland vorbereiten, sehe ich in den Kontakten, Erfahrungen und Gemeinsamkeiten, die im Kontext mit den individuellen Absprachen und den auf der Versammlung sozialer Bewegungen vereinbarten Aktionen entstehen können.

So wage ich eine zweite These: Der Erfolg eines 2. Sozialforums in Deutschland hängt zwar auch - aber nicht in erster Linie - von der Fähigkeit zur Selbstkritik der bisher Beteiligten ab, sondern wesentlich von der Kultur und dem Engagement der neu Hinzukommenden. 

In diesem Sinne stimme ich mit meinem kritischen Freund darin überein, dass ein „weiter so“ ein Fiasko des 2. Sozialforums vorprogrammieren würde. 

Nun soll allerdings mein Werben für ein 2. Forum keineswegs verstanden werden als Illusion über die Möglichkeiten und Grenzen offener Räume oder als widergespiegelte Vorstellung von einem Sozialforum als Selbstzweck. Meine Orientierung auf ein 2. Sozialforum hat vor allem damit zu tun, dass auch ich die großen inhaltlichen und kulturellen Defizite in der Linken sehe und viel zu wenig Kommunikation über die eigenen Spektren hinweg. Nicht zuletzt wissen wir, wen wir beim 1. Sozialforum vermisst haben: Flüchtlinge, Migrantinnen und Migranten, in der Bildungspolitik Engagierte ... 

Genau wie der Freund sehe ich ein „linkes“ Hauptproblem im Verständnis gesellschaftlicher Entwicklung und möglicher demokratischer Intervention. Dies zeigte sich z. B., als eine Partei-Politikerin ohne vorherige Debatte die Versammlung sozialer Bewegungen unter Beifall aufforderte, den aktuellen Schwerpunkt einzig im Wahlkampf zu sehen und nicht einmal erklärte, wie dies zu verstehen sei. 

Die von meinem Freund geforderte „permanente, offene und lebendige Debatte“ im Vorbereitungsprozess künftiger Sozialforen wird es nur geben, wenn mit einfachen Worten „normale“ Menschen eingeladen werden, die für „Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Natur“ demokratisch eintreten wollen, und wenn sich die Einladenden den „Stinos“ gegenüber nicht überlegen fühlen.

Angela Klein am 24.8.:

Liebe Leute, 
anbei zu eurer Kenntnis eine Bilanz des SF, die ich für die 
Sozialistische Zeitung geschrieben habe. 
Liebe Grüße 
Angela Klein 

Das 1.Sozialforum in Deutschland

Eine Bilanz

Das Sozialforum in Erfurt "war keine Veranstaltung der Superlative, der großen Zahlen oder gar fertigen Lösungen. Und gerade darin lag auch seine Chance. Erfurt, wo sich so etwas wie eine neue außerparlamentarische Opposition in Deutschland zum ersten Mal traf, setzte einen deutlichen Kontrapunkt zur Berliner Politik. Dass sich das Treffen nicht von der neuen Linkspartei vereinnahmen ließ, war dafür eine wichtige Voraussetzung. Und sicher auch der Ort. Denn der sorgte dafür, dass sich die Basisbewegung Ost mit der traditionsreichen Protestbewegung West traf."

Gedrängter als in diesem Ausschnitt aus dem Bericht in Publik-Forum (10.August 2005) könnte man die Bedeutung des 1.Sozialforums in Deutschland kaum ausdrücken. Dessen Bedeutung kann und konnte nicht darin liegen, in einer Phase, wo die sozialen Proteste der letzten Jahre eine Niederlage erlitten haben und ein Neuanfang für gesellschaftliche Opposition gegen kapitalistische Politik gesucht werden muss, ein Massenevent aus dem Hut zu zaubern. Das Sozialforum konnte auch kein fertiges Programm der sozialen Bewegungen präsentieren, wenn die erste Hürde, nämlich überhaupt eine Dialogbereitschaft zwischen deren verschiedenen Bestandteilen herzustellen, noch nicht genommen ist. Das Sozialforum hat aber, in seiner Vorbereitung wie in seiner Durchführung, eine Zusammenarbeit zwischen sehr verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen und politischen Richtungen geschaffen, die es bisher in dieser Form nicht gegeben hat. Bei allen Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten, die beim ersten Mal nicht ausbleiben konnten, sehen alle Beteiligten diese Zusammenarbeit als einen Erfolg an. Alle wollen diese Erfahrung wiederholen und orientieren auf ein 2.Sozialforum im Herbst 2007. Dies ist ein Erfolg an sich und eine hervorragende Grundlage, Spaltungen, Isoliertheit und Sektierertum, die die Entfaltung einer starken Massenbewegung in Deutschland hemmen, zu überwinden. Eine Bilanz muss die Stärken wie die Schwächen hervorkehren, um einen Lernprozess zu ermöglichen.

1. Die Zahl der Teilnehmenden blieb mit 2500 Dauergästen und über 1000 TeilbesucherInnen hinter den Erwartungen zurück. Dafür lassen sich mehrere Gründe anführen, solche die man beeinflussen kann und solche, die man nicht beeinflussen kann.

* Der Vorbereitungskreis hatte sich dafür entschieden, das Sozialforum in die Sommerpause zu legen, um die Schulen als Veranstaltungs- und Übernachtungsräume nutzen zu können. Ohne die wäre es auch nicht gegangen, trotzdem wird man sich das nächste Mal überlegen, ob man nicht besser die Herbstferien nimmt. Wir mussten doch auf viele verzichten, die gern gekommen wären.

* Die bevorstehenden Bundestagswahlen haben die neue Linkspartei in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der linken Öffentlichkeit gerückt. Unter dieser Interessenverschiebung ist das Sozialforum aber nicht untergegangen. Es hat sich der kritische Geist behauptet, dass die sozialen Bewegungen selbständig und dauerhaft handlungsfähig werden müssen – diese Aufgabe kann ihnen keine Partei abnehmen.

Die Erfurter Bevölkerung war längst nicht in dem Umfang einbezogen, wie dies möglich gewesen wäre, das Sozialforum ist zum Teil an ihr vorbeigegangen. Die Ursachen dafür sind teils organisatorischer, teils politischer Art. Schon im Thüringer Vorbereitungskreis waren eher Einzelpersonen involviert als die Organisationen und Strukturen, die hinter ihnen standen. Das Thüringer Sozialforum war als solches nicht beteiligt, so ging es auch mit anderen Initiativen. Hätten der DGB Thüringen und die PDS nicht beschlossen, ihre organisatorische Kraft in das Projekt zu stecken, hätte es sich nicht realisieren lassen.

Dasselbe Phänomen war auf Bundesebene zu beobachten. Die Personen im Vorbereitungskreis konnten oft nicht die Kraft der Organisation, der sie angehören, in die Waagschale werfen, obgleich die Organisationen die Unterstützung und aktive Beteiligung am SF beschlossen hatten. So ging es mit Attac, so ging es mit einigen Gewerkschaften, so ging es mit den lokalen Sozialforen. Anfänglich hat dies die Arbeit der Vorbereitungsgruppe stark gehemmt, weil nicht klar war, auf welche finanzielle und personelle Grundlage man sich würde stützen können. Erst spät, nämlich mit der Einrichtung eines Organisationsbüros und der Verfügbarkeit einer hauptamtlichen Kraft Anfang April kam Zug in die Sache. In der Endphase hat Ver.di massiv ausgeholfen und wesentlich dazu beigetragen, dass das Programmheft erscheinen konnte.

Auch die lokalen Sozialforen waren kaum einbezogen. Viele konnten mit der Idee nichts anfangen, sind zu sehr beansprucht mit den Anforderungen vor Ort. Viele sind auch immer noch in einem Findungsprozess, was denn die Rolle eines lokalen Sozialforums sein kann. Untereinander haben sie kaum Kontakt. Darunter hat aber die örtliche Mobilisierung für Erfurt gelitten. Beim nächsten Sozialforum wird es wichtig sein dafür zu sorgen, dass jedes einzelne Sozialforum einen Beitrag zur Gestaltung des bundesweiten SF liefern kann. 

2. Die einzelnen Organisationen hatten jeweils sehr unterschiedliche Gründe für ihr zögerliches Sich-Einlassen auf das Sozialforum in Erfurt. Im allgemeinen aber stellt sich ein politisches Problem. Die Durchführung eines Weltsozialforums oder auch Europäischen Sozialforums ist etwas anderes als die eines landesweiten oder gar örtlichen/regionalen Sozialforums. Je mehr das Sozialforum an die Realität der Menschen vor Ort herangebracht wird, desto breiter werden seine Grundgedanken gestreut, desto stärker kann es sich im bestehenden gesellschaftlichen und politischen Leben verankern. Desto schärfer wird die Frage formuliert: Wozu brauche ich ein Sozialforum? Was bringt es mir, was ich nicht anderweitig durch Bündnisarbeit, Kongresse und Sommeruniversitäten abdecken kann?

Die Antwort fällt unterschiedlich aus. Einige betonen, es müsste mehr Großveranstaltungen geben, damit man mehr in die Medien kommt und die Botschaften des Sozialforums stärker gehört werden. Dem steht gegenüber, dass gerade die Arbeit in den über 250 Workshops und Seminaren am fruchtbarsten und perspektivreichsten empfunden wurden. Andere fordern eine stärkere politische Zuspitzung, programmatische Antworten, die die Bewegungen vereinheitlichen. Dies birgt das Problem, dass die Breite des Sozialforums und die mangelhafte Entwicklung des gesellschaftlichen Protestes in vielen brennenden politischen Fragen eine Vereinheitlichung noch gar nicht ermöglichen. Für größere Organisationen stellt sich darüber hinaus das Problem, dass sie meistens darauf orientiert sind, wie sie selber vorankommen, und weniger darauf, an welchen Punkten und mit wem ein gemeinsamer Nenner für gemeinsame Aktionen gefunden werden kann.

Der Sinn des Sozialforums liegt im letzten Punkt, im Vorantreiben der Zusammenarbeit. Dies ist in Erfurt nur ansatzweise gelungen. So hat der Runde Tisch der Erwerbslosen- und Sozialhilfeorganisationen, dessen Weiterexistenz in den letzten Monaten in Frage gestellt war, neuen Auftrieb erhalten. Die lokalen Sozialforen konnten ein erstes bundesweites Treffen vereinbaren. Vorher bereits eingefädelte Initiativen wie die für eine Aktions- und Strategiekonferenz im November, zur Fußball-Weltmeisterschaft im kommenden Jahr oder zum G8-Gipfel 2007 erhielten durch das Sozialforum einen erheblichen Verstärker und überschritten die Schwelle ihres bisherigen Vorbereitungskreises.

Viele andere Möglichkeiten zur Zusammenarbeit wurden jedoch nur unzureichend ergriffen, weil die Zeit auf dem Sozialforum selbst zu kurz war, um tragfähige Grundlagen zu erarbeiten. Das gilt z.B. für den bundesweiten Aktionstag am 5.September, der sich eher durch Zufall durchgesetzt hat als durch ein anhaltendes Bemühen, mindestens einen Teil der Spaltungen, die sich in den Montagsdemonstrationen ergeben haben, wieder zu überbrücken. Es gilt aber auch für die Frage der EU. Die zahlreichen Veranstaltungen, die es dazu gegeben hat, sind nicht in die Konzeption einer gemeinsamen Kampagne gemündet. An all diesen Stellen muss nachgebessert werden, und nicht immer ist klar, in welchem Rahmen dies passieren kann. Die Strategiekonferenz im November sollte Antworten darauf geben.

Daran wird deutlich, dass die Vorbereitung des Sozialforums für sein Ergebnis mindestens ebenso wichtig ist wie das Forum selbst. Es wären mehr Ergebnisse möglich gewesen, wenn die Vernetzungsphase nach Abschluss der Anmeldung von Veranstaltungen mehr Zeit hätte beanspruchen können. In der Praxis ist aus Zeitdruck diese Phase fast ausgefallen. Sie wäre aber der geeignete Zeitpunkt gewesen, wo die Programm AG politische Ergebnisse des Forums hätte vorbereiten können, ohne deswegen im engeren Sinne inhaltliche Vorgaben zu machen.

3. Die Schwächen der Vernetzung haben sich am Ende auch in der Erklärung der Versammlung sozialer Bewegungen niedergeschlagen. Immerhin ist es gelungen, die Teilnehmenden am Sozialforum von Anfang an in die Debatte über diese Erklärung mit einzubeziehen, indem ein Entwurf dafür bei der Anmeldung auslag, durch viele Debatten gegangen ist und eine Endfassung auf einer öffentlichen Redaktionssitzung erstellt werden konnte. Dieser Prozess hat aber nicht alle Beteiligten einbezogen, so dass auf der Versammlung selbst noch textliche Änderungen vorgeschlagen wurden, denen in Ermangelung der Möglichkeit, sie in einem Saal mit 1000 Menschen zu debattieren, etwas Willkürliches anhaftete. An dem Verfahren muss weiter gearbeitet werden, aber der eingeschlagene Weg kann dennoch als erfolgreich bezeichnet werden. Im Gegensatz zu allen anderen Sozialforen, die überregional stattgefunden haben, kann man sagen, dass die Erfurter Erklärung nicht in einer Hinterstube, sondern von den Teilnehmenden auf dem SF selbst erarbeitet wurde. Gäste aus Frankreich und Belgien nötigte dies die Anerkennung ab, es sei "das demokratischste Sozialforum" gewesen, das sie bislang erlebt hätten. Die Bedeutung der Erklärung liegt im übrigen nicht nur, vielleicht nicht einmal in erster Linie, im Wortlaut ihres ersten, politischen Teils, sondern mehr noch in den Vorschlägen für die gemeinsame Praxis. Eine noch mangelhafte Koordination hat bewirkt, dass nicht alle Ergebnisse in sie eingeflossen sind, die es tatsächlich gegeben hat.

4. Während die bürgerliche Presse krampfhaft versuchte, das Sozialforum in die Ecke der Linkspartei zu stellen, beklagten einige linke Journalisten, dass die Debatte darum nur am Rande eine Rolle spielte. Fakt ist, dass das Auftreten profilierter Politiker auf zentralen Veranstaltungen nur für Spaltungen und Zerwürfnisse gesorgt hätte, ohne das Anliegen des Sozialforums im Mindesten weiter zu bringen. Das Sozialforum hat gut daran getan, den Parteien keine Plattform zu bieten, und hat es dennoch verstanden, eine Diskussion über die  brennende Frage nach dem Verhältnis sozialer Bewegungen zur Linkspartei zu ermöglichen. In der allgemeineren Form: Verhältnis Parteien-Bewegungen, wird diese Frage noch zu wenig diskutiert, das gilt insgesamt für Fragen der Demokratie, der Machtstrukturen und ihren Veränderungen. Die Kunst besteht darin, sie so zu diskutieren, dass keine parteipolitische Vereinnahmung daraus erfolgen kann.

5. Einige haben das Spektrum der Teilnehmenden am Sozialforum als zu breit kritisiert. Insbesondere ist einigen die aktive Teilnahme von Christinnen und Christen aufgestoßen, andere gefielen sich darin, das SF als Manipulationsobjekt von Attac oder Gewerkschaften zu diffamieren. Wenn man das Sozialforum jedoch als Forum einer Gegengesellschaft konzipiert und nicht als Bündnis linker Gruppen, dann muss es jeden umfassen, der oder die sich auf einer fortschrittlichen und internationalistischen Grundlage gegen neoliberale Politik organisieren will.

Durch die Arbeit am Sozialforum hat sich ein Kreis von Menschen, Initiativen und Organisationen herausgebildet, der zu einer längerfristigen Zusammenarbeit bereit ist. Die Zusammenarbeit zwischen kleinen Initiativen und Großorganisationen wie Ver.di und dem DGB Thüringen verlief ohne Bevormundungen, in beachtenswert solidarischer und kooperativer Form.

Diesen Kreis zu stabilisieren und zu erweitern mit dem Ziel, die gesellschaftlichen Kräfte der Gegenwehr über Tagesaktionen hinaus zu stärken und zu bündeln und auf diese Weise letzten Endes eine gemeinsame gesellschaftliche Perspektive zu entwickeln – das bleibt das Anliegen des Sozialforum.

In Erfurt haben wir nur geübt.

Angela Klein

Judith Dellheim am 26.8.:

Liebe Leute,

mit meiner Mail möchte ich eine Diskussion zur Vorbereitung der Aktions- und Strategiekonferenz und zur weiteren Arbeit mit den Ergebnissen des 1. Sozialforums anregen. Schließlich sind jede und jeder von uns vor die Frage gestellt, wie wir mit den Chancen, die das Sozialforum und die Versammlung sozialer Bewegungen eröffnet haben, umgehen. Diese Chancen betreffen die Entwicklung einer neuen solidarischen Gemeinsamkeit von Menschen, die mit zunehmender politischer Wirksamkeit demokratisch gegen die herrschende Politik opponieren und die Gesellschaft demokratisch, sozial, ökologisch, feministisch und kulturell verändern.

Sie sind Arbeits- und Lernprozessen erwachsen, neuen Erfahrungen und Arbeitsabsprachen. 

Es ist keineswegs überraschend oder besorgniserregend, dass der gegenwärtige Mailverkehr offenbart, dass es recht unterschiedliche Ansichten zum „wie denn nun weiter?“ gibt. Dazu einige Bemerkungen:

1. Dass vor und in Erfurt nicht alles optimal abgelaufen und die Probleme gründlich auszuwerten sind, wurde schon mehrfach festgestellt. So ist es m. E. keineswegs ausreichend, darauf zu verweisen, dass sich Vernetzungsschwächen auch und insbesondere in der Erklärung der Versammlung sozialer Bewegungen niedergeschlagen haben, im Überarbeitungsprozess nicht alle Beteiligten einbezogen waren und die Einarbeitung von noch auf der Versammlung vorgeschlagenen textlichen Änderungen mit einer gewissen Willkürlichkeit verbunden war. 

Das Hauptproblem war, dass zwei Arbeitsfestlegungen vom April bzw. Mai aus verschiedenen Gründen nicht realisiert wurden: Erstens gab es nicht die geplante Debatte „Wie weiter mit den sozialen Bewegungen?“, für die Matthias Jochheim und Heiko Lietz einen Startschuss gegeben hatten. Der vielleicht etwas abgehobene Stil des Beitrages und dessen vielleicht etwas versteckte Einstellung in der Forum-Rubrik auf der Website können keinesfalls die entscheidende Erklärung für die ausgefallene Debatte sein. Zweitens gab es nicht die verabredete Diskussion zur Erklärung der Versammlung sozialer Bewegungen vor dem Sozialforum, weil der Entwurf nicht rechtzeitig kollektiv abgestimmt war. Eine selbst verschuldete Zeitnot bedingt letztendlich immer einen Sachzwang, der zwar manchmal langwierige und nervende Prozesse scheinbar wohltuend abkürzen kann, aber sich dann doch rächt.

Zumindest sollten wir die Schlussfolgerung ziehen, dass wir vor der in Erfurt vereinbarten Aktions- und Strategiekonferenz am 19./20. November intensiv diskutieren, 1) was wir erreichen wollen und 2) wie wir gedenken, das zu tun.

2. Die auf der Versammlung sozialer Bewegungen verkündete Absicht „einen dezentralen bundesweiten Aktionstag am 5. September: Soziale Bewegungen melden sich zum Wahlkampf zu Wort!“ durchzuführen, wurde eher hin- als angenommen. Aber sie ist Bestandteil der Abschlusserklärung! Wie ernst nehmen wir uns selber? Ist es eine tatsächlich gemeinsame Aktion von allen an der Versammlung Beteiligten, wenn es – was selbstverständlich alle Unterstützung verdient und hoffentlich auch klappt - am 5. September unter dem Titel »Hartzschluss« Protestaktionen in 20 bis 30 Städten gibt?

Vor Erfurt gab es in der Frage nach einem Aktionstag vor dem Wahltermin folgende Positionen: a) kein Aktionstag, b) ein dezentraler Aktionstag am 3.9., c) eine zentrale Aktion am 3.9., d) eine Aktion anlässlich des SPD-Parteitages, e) ein dezentraler Aktionstag am 5.9.. Der Vorbereitungskreis hat es nicht als seine Aufgabe gesehen, dazu einen möglichst breit angelegten Verständigungsprozess zu führen, und ursprünglich sogar eine Sozialforum-Auswertungsveranstaltung für den 3.9. vorgesehen. Gleiches oder Ähnliches gilt offensichtlich auch für jene, die die eine oder andere Position zum Aktionstag vertreten haben.  

Wir sollten uns Zeit und Raum nehmen, um über eine gemeinsame Aktion mit all jenen zu diskutieren, die zu dieser auch mobilisieren sollen. Und wir sollten genau klären, wie dieser breite Verständigungsprozess ablaufen soll.

3. Nun gehen Einladungen über die Mailinglisten und werfen Fragen auf. Dazu zwei sehr relevante Beispiele: 1) Wer bitte soll am 9.9.2005 um 10.30 Uhr im Gewerkschaftshaus in Frankfurt am Main sein, um über die Vorbereitung der Aktions- und Strategiekonferenz am 19./20.11. zu beraten? Offensichtlich insbesondere hauptamtliche Gewerkschafter/innen, die selbstverständlich unverzichtbar sind, soll eine wirklich breite Diskussion über die Vorbereitung der Konferenz stattfinden.

2) Vor der Versammlung sozialer Bewegungen und auf der danach stattfindenden Sommerakademie von Attac wurde für den 3.9. ein Treffen regionaler Foren zur EU-Verfassung vereinbart, „zu dem aber selbstverständlich alle lokalen Sozialforen eingeladen sind“, wie eine Mail vom 24.8.2005 versichert. Hoffentlich werden dort auch letzte Absprachen zum Aktionstag am 5.9. getroffen.

Aber können alle bzw. die meisten derer kommen, die dafür sorgen, dass der ebenfalls auf der Versammlung sozialer Bewegungen vereinbarte „bundesweite Aktionstag der lokalen Sozialforen für ein lebenswertes Europa im Zusammenhang mit einer europäischen Initiative am 4. März 2006“ ein Erfolg wird?

Jede und jeder können ja einladen wie und wen sie wollen, aber:

Wir sollten uns doch darum bemühen, dass möglichst all jene, die daran interessiert sind, dass die in Erfurt vereinbarten Events zu politischen Erfolgen werden, gleichgestellt an den Vorbereitungsprozessen teilhaben können.

Daher hier der Appell, dass die Treffen am 3.9. und 9.9. helfen, dass die Chancen einer neuen solidarischen Gemeinsamkeit erhalten bleiben und erschlossen werden. Das gelingt, werden Fragen für eine breite öffentliche Debatte formuliert und Vorschläge unterbreitet, wie diese auch stattfinden kann.  

4. Wie also können wir eine Diskussion einleiten, die zu Aktionen führt, die das Machbare tun und zugleich Fenster für weitergehende Schritte und Entwicklungen öffnet? Wie können Unterschiede innerhalb der Bewegung/en produktiv gemacht werden?

Folgende gemeinsame Positionen lassen sich mit bzw. nach dem 1. Sozialforum in Deutschland ausmachen:

- Die Einschätzung: Immer weniger vertrauen die Bürgerinnen und Bürger auf

Empfehlungen und Aussagen der herrschenden Politikerinnen und Politiker. Die neoliberale Politik der vergangenen Jahre steckt in einer tiefen Legitimationskrise. Ihre Dogmen und Versprechen haben sich als falsch erwiesen.

Die gesellschaftlichen Spaltungen sind gewachsen. Sozial- und Demokratieabbau sowie steigende Repressionen gehen einher mit Militarisierung. Die Maßnahmen zum Schutz der natürlichen Umwelt sind völlig unzureichend. 

- Die Selbstbestimmung: Wir sind Teil der internationalen globalisierungskritischen Bewegung und wollen nicht nur die politischen und sozialen Verhältnisse grundlegend kritisieren, sondern auch unsere Alternativen für eine solidarische, demokratische, ökologische, nicht-patriarchale und sozial gerechte Gesellschaft entwickeln.

- Die Bestimmung der Schwerpunkte: 

Soziales und Arbeit neu denken. Wir fordern eine komplette Neuausrichtung der Sozial- und Arbeitspolitik. Wir brauchen ein existenzsicherndes Mindesteinkommen/ Grundeinkommen für jede und jeden, einen gesetzlichen Mindestlohn, eine menschenwürdige Rente ohne Diskriminierung, massive Arbeitzeitverkürzung.

Wir treten ein für eine solidarische Gesellschaft, ohne Ausgrenzung und Massenerwerbslosigkeit, ohne Armut und soziale Spaltung, in der jeder und jede sich umfassend bilden und entwickeln und in unterschiedlichen Formen tätig werden können, chronisch Kranke und behinderte Menschen gleichgestellt sind,

jeder Mensch das Recht auf Zugang zu öffentlichen Gütern und Dienstleistungen hat. 

Wir wollen eine nach innen und außen friedliche Gesellschaft, die auf militärische Gewalt verzichtet und auch ökonomisch auf der Basis von Gleichberechtigung und Solidarität mit anderen Ländern und Weltregionen zusammenarbeitet. Wir lehnen den "Krieg gegen den Terror" ab, fordern die Rücknahme der Anti-Terrorgesetze und des Zuwanderungsgesetzes sowie den sofortigen Stopp aller

Deportationen von Flüchtlingen! Die außerhalb Deutschlands stationierten Bundeswehrtruppen müssen abgezogen, die faktische Unterstützung der Besatzungsherrschaft und US-Kriegsführung im Irak beendet werden. Wir bleiben bei unserer Forderung nach einem palästinensischen Staat und bei unserem Nein zur EU-Verfassung!

Wir ringen um eine ökologische zukunftsfähige Gesellschaft, die den Ausstoß von Klimagasen und umweltbelastenden Stoffen sowie den Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen auf ein international verträgliches Maß senkt und zugleich sofort aus der Atomenergie aussteigt.

Wir streiten für eine geschlechtergerechte Gesellschaft, in der alle Menschen gleichberechtigt leben und in der Männer nicht über die Köpfe der Frauen entscheiden. 

Uns geht es um eine demokratische Gesellschaft mit weit über Wahlkämpfe und Wahltage hinausgehender demokratischer Teilhabe und aktiver Partizipation sowie mit Entscheidungskompetenz für alle Einwohnerinnen und Einwohner auf allen Ebenen. 

- Die Überzeugung: Eine andere Welt ist möglich, wenn wir gemeinsam die totale Vermarktung der Menschen und ihrer Umwelt stoppen und globales Zusammenleben neu gestalten. Dazu brauchen wir 

* Austausch und Begegnung, verstärkte Vernetzung der sozialen Bewegungen vor Ort und überregional

* Globalisierung von unten: Kommunikation und Kooperation unabhängig von Kultur, Religion, Geschlecht und Hautfarbe. Der gemeinsame Kampf weltweit für globale soziale Rechte für alle ist unsere Aufgabe. Wir fordern Schuldenstreichung und das Ende der neoliberalen Strukturanpassungsprogramme.

- Die Position: Ob es gelingt, weiteren neoliberalen Umbau zu verhindern, hängt entscheidend von den Protesten der sozialen Bewegungen vor und nach den Bundestagswahlen statt. Wer auch immer regieren wird und

weiteren Sozialabbau betreibt, muss mit unserem massiven Widerstand rechnen.

- Konkrete gemeinsame Aktionen und Vorhaben.

Dem stehen gemeinsame Schwierigkeiten gegenüber:

- Begriffe wie Grundsicherung, Solidarität, Verantwortung etc. sind neoliberal

erobert und inhaltlich umgedeutet worden; es gibt also ein gemeinsames Verständigungsproblem
- Die Zukunftsdiskussion ist neoliberal besetzt; es gibt also ein gemeinsames

Visions- und Perspektivenproblem

- Die entscheidenden Medien folgen der Logik von Regierung und rechter Opposition; es gibt ein gemeinsames Kommunikationsproblem
- Die in Umfragen manifeste Unzufriedenheit mit den Verhältnissen setzt sich völlig unzulänglich in politisches Handeln um; es gibt ein gemeinsames Mobilisierungsproblem
- unsere Forderungen werden vielfach diskreditiert – z. B., „Neid“- und

„Sozialschmarotzer“-Kampagnen aber auch die Hilflosigkeit öffentlicher Institutionen und Verwaltungen; es gibt ein gemeinsames Akzeptanzproblem.
Wie also können wir wirksam für die gemeinsamen Positionen eintreten und dabei die gemeinsamen Schwierigkeiten überwinden? Wie können wir gesellschaftspolitische Kräfteverhältnisse verändern und welchen Stellenwert messen wir dabei dem Zusammenspiel mit welchen Akteuren bei? Was können linke Parteien und linke Fraktionen leisten und was nicht? Suchen wir eine Kooperation mit ihnen und wenn ja, unter welchen Bedingungen?   

Jochen Kirdorf am 27.8.2005

wer spricht für wen?

Eigentlich wollte ich die selbstgefälligen Schönrednereien nach dem Sozialforum unkommentiert lassen. Dass Angela (andere natürlich genauso) aber immer noch/weiterhin meint, ihren auf basisfernem, persönlichen Eindruck ( hast Du den tatsächlich? ) vom Forum auf ALLE übertragen zu können, möchte ich nicht unkommentiert lassen. Verdammt noch mal, Du hast günstigstenfalls überhaupt nicht verstanden, worum es in der Sozialforumscharta überhaupt geht. 

Du schreibst:"Das Sozialforum hat aber, in seiner Vorbereitung wie in seiner Durchführung, eine Zusammenarbeit zwischen sehr verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen und politischen Richtungen geschaffen, die es bisher in dieser Form nicht gegeben hat. Bei allen Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten, die beim ersten Mal nicht ausbleiben konnten, sehen alle Beteiligten diese Zusammenarbeit als einen Erfolg an. Alle wollen diese Erfahrung wiederholen und orientieren auf ein 2.Sozialforum im Herbst 2007. Dies ist ein Erfolg an sich und eine hervorragende Grundlage, Spaltungen, Isoliertheit und Sektierertum, die die Entfaltung einer starken Massenbewegung in Deutschland hemmen, zu überwinden."

Niemand spricht für niemanden? Was Du tust, ist die Vereinnahmung von über 2500 Menschen, wenn es denn tatsächlich so viele waren. Auch ich gehöre dazu und ich will nichts aber auch rein gar nichts mit Deinen Vereinnahmungen zu tun haben, die nichts anderes darstellen, als Spaltung, Ausgrenzung aller Menschen, die Deine Meinung nicht teilen, die grundsätzliche Enttäuschung empfinden, gegenüber einer Orgastruktur, die genauso wenig "Basisnähe" hat, wie "unsere" "sogenannte" "Volksvertretung" in Berlin. Alternativen? Fehlanzeige! Das ist jetzt meine Meinung! Tatsache ist, dass ich persönlich kaum jemanden getroffen habe, der diese Meinung nicht so oder ähnlich geteilt hätte. Tatsache ist auch, dass zwar wahrgenommen wurde, dass sich mit der Zeit immer mehr Gruppen aus den Orgastrukturen fernhielten, die Ursachen aber scheinbar beflissentlich ignoriert wurden. Schließlich konnte man ( bösartige Unterstellung), so ungestörter eigene politische Ziele in den Vordergrund setzen. Ich hoffe dass beim nächsten Mal, wie schon so oft, die Leute fernbleiben, die niemanden brauchen, der für sie spricht. Ich werde jedenfalls nicht mehr kommen.

Gruß, Jochen

